
Die Gemeinde Westerngrund erlässt aufgrund § 24 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung zur 
Verhütung von Bränden (VVB) vom 29.04.1981 (BayRS 215-2-1-1), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 10.12.2012 (GVBI. S. 735) zur Verhütung von Gefahren für Leben, 
Gesundheit, Eigentum oder Besitz durch Brand (Art. 38 Abs. 3 des Landesstraf- und 
Verordnungsgesetzes - LStVG) i.d. F. der Bekanntmachung vom 13.12.1982 (BayRS - 2011-
2-J) zuletzt geändert durch das Gesetz vom 27.04.2020 (GVBI. S.236), folgende 
 

Allgemeinverfügung 
 
1. Der Betrieb von offenen Feuerstätten im Freien außerhalb der geschlossenen Ortslage 
wird hiermit untersagt. Das Verbot gilt insbesondere für Holz- oder Kohlegrills, Lagerfeuer 
und sonstige offene Feuer auf privaten Grundstücken außerhalb der geschlossenen Ortslage 
sowie den gemeindlichen Grillplätzen. Die unter Ziffer 2 Buchstaben a) und c) bis f) 
genannten Sicherheitsmaßnahmen gelten sinngemäß. Im Übrigen verbleibt es bei den 
gesetzlichen Bestimmungen.  
 
2. Beim Grillen auf privaten Grundstücken innerhalb der geschlossenen Ortslage ist bei 
offenem Feuer oder der Verwendung von Grillkohle und ähnlichem dafür Sorge zu tragen, 
dass diese ordnungsgemäß abgelöscht werden. Es sind unbeschadet weiterer gesetzlicher 
Regelungen insbesondere folgende Sicherheitsmaßnahmen einzuhalten:  
 
a) Im Umfeld des Grills ist dafür zu sorgen, dass sich kein Bewuchs entzünden kann. 
b) Der Grill ist auf befestigten (nicht brennbaren) Flächen aufzustellen. 
c) Ein Funkenflug ist zu vermeiden. 
d) Feuerstätten dürfen im Freien bei starkem Wind nicht benutzt werden; das Feuer ist 
unverzüglich zu löschen 
e) Offene Feuerstätten sind ständig unter Aufsicht zu halten. Feuer und Glut müssen beim 
Verlassen der Feuerstätte vollständig erloschen sein. 
f) Geeignete Löschmittel (z. B. angeschlossener Wasserschlauch, gefüllte Wassereimer oder 
Feuerlöscher) sind in ausreichender Menge im Umfeld des Grills oder der Feuerstätte 
bereitzustellen. 
 
3. Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen die Anordnung der Ziffern 1 oder 2 wird ein 
Zwangsgeld in Höhe von 250 Euro fällig. 
 
4. Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1 und 2 wird hiermit angeordnet. 
 
5. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt 
mit Ablauf des 15.09.2022 außer Kraft. 
 
Hinweise: 
1. Nachdem es für die Anfechtung dieser Allgemeinverfügung gemäß Art. 15 Abs. 2 des 
Ausführungsgesetzes zur Verwaltungsgerichtsordnung (AGVwGO) keines Vorverfahrens 
nach § 68 Abs. 1 Satz 2 VwGO bedarf, ist grundsätzlich nur noch der Klageweg offen (vgl. 
Rechtsbehelfsbelehrung).  
2. Ein etwaiger Rechtsbehelf gegen diese Allgemeinverfügung hat auf Grund der Anordnung 
der sofortigen Vollziehung nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO keine aufschiebende Wirkung.  
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Würzburg, Burkarderstraße 26, 97082 
Würzburg (Postfach 11 02 65, 97029 Würzburg) schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form erhoben werden. 



Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
• Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 
Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vhg.bayern.de).  

• Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 
• Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 

Westerngrund, den 08.08.2022 
 

Brigitte Heim 
1. Bürgermeisterin der Gemeinde Westerngrund 


